
VON Ana Maria Bejarano

olumbien ist es trotz anhaltender Konflikte mit 
Drogenbaronen und Parteikriegen gelungen, die 
Direktwahl seiner Bürgermeister und Gouverneure im 
Verlauf eines mittlerweile 20 Jahre dauernden Demo-
kratisierungsprozesses einzuführen – noch für das Jahr 
2008 künden sich Veränderungen an.

Der Wechsel hin zu einer direkten Wahl der 
Bürgermeister und Gouverneure hatte einen bleiben-

den Einfluss auf die kolumbianische Politik. Das politische System 
wurde so für viele Gruppen zugänglicher, und neue politische 
Parteien und Bewegungen kamen auf mit den Versprechen, die 
öffentliche Verwaltung zu reinigen, Korruption auszumerzen, Ein-
Mann-Herrschaften von Stadtoberhäuptern zu beenden und die 
Rechenschaftspflicht von Amtsträgern (accountability) besser 
durchzusetzen.

Vorher waren die Bürgermeister von den Gouverneuren ernannt 
worden, die wiederum vom Präsidenten bestimmt wurden.

Doch die Veränderungen reichen nicht aus, um den Dezentrali-
sierungsprozess als Devolution zu bezeichnen. Kolumbiens 32 
Regionen und die Städte besitzen nur wenig Kompetenzen, obwohl 
diese in der 1991 angenommen Verfassung festgelegt und geschützt 
sind, und nur wenige Steuern werden von den Regionen und Städten 
direkt erhoben. Trotzdem sind die Veränderungen des letzten 
Vierteljahrhunderts beeindruckend.

Eine lokale Größe des Machttransfers zugunsten der Städte ist 
Sergio Fajardo, Mathematikprofessor und populärer Bürgermeister 
von Medellín zwischen 2003 und 2007. Fajardo hat sich immer 
bemüht, den Armen zu helfen und die öffentliche Infrastruktur im 
Sinne der Pendler auszubauen – dank ihm, so heißt es, sei die Stadt 
nicht mehr die gefährlichste Lateinamerikas. Medellín wird auch 
nicht länger als Drogenhauptstadt Südamerikas angesehen, zum 
Teil dank Fajardo.

Die Bürger erwarten heute viel mehr von der Lokalverwaltung als 
vor zwei Dekaden. Das trifft nicht nur für die Großstädte, sondern 
auch auf die vielen mittelgroßen Städte zu, deren gewachsene 

Anziehungskraft vor allem der Demokratisierung und den zuneh-
menden Kompetenzen zu verdanken ist, und die dadurch einen 
bemerkenswerten Wandel erfahren haben.

Die gegenwärtige Dezentralisierungskampagne hat im Ko- 
lumbien der 1980er-Jahre begonnen. Sie war Teil  einer 
latein-amerikanischen Rückkehr zur Demokratie und das Resultat 
eines Drängens nach einem „kleineren“ Zentralstaat. Dadurch kam 
ein die ganze Region erfassender Trend nach dezentralisierteren 
Strukturen in Gang.

Entwaffnung
Die Kolumbianer waren der Jahrzehnte des Bürgerkrieges überdrüs-
sig. Dezentralisierung wurde gepriesen als Mittel, den verschiedenen 
kriegführenden Gruppen Frieden zu bringen, da im Austausch zu 
Waffenniederlegung das Angebot der Machtausübung im Rahmen 
regionaler Einheiten gemacht werden konnte.

Bei der Dezentralisierung würde es nur Gewinner geben, meinten 
sowohl der rechte Flügel der Konservativen Partei als ursprünglich 
auch die extreme Linke, vertreten durch die zahlreichen Re-
bellengruppen – die bekannteste ist wohl die FARC.

Die Regierung der Konservativen Partei unter Präsident Belisario 
Betancur (1982-86) initiierte 1983 Friedensgespräche mit drei 
Guerilla-Gruppen. In diesem Rahmen gelang auch dem Vorschlag 
der Dezentralisierung der Durchbruch. Dezentralisierung – schon 
bald in der Verfassung von 1991 verankert – wurde von den einen als 
Köder betrachtet, um die Guerilla-Gruppen an den Verhandlungstisch 
zu locken; andere im Kongress wiederum rechneten sich so bessere 
Chancen auf eine politische Karriere aus, sobald die Liberalen wie-
der an die Macht kamen – was 1986 geschah.

1998 begann der konservative Präsident Andrés Pastrana eine 
Reihe von Friedensgesprächen mir der FARC, die in eine „demilita-
risierte Zone“ für die Rebellen in Kolumbien mündeten. Aber nach 
mehr als drei Jahren der Verhandlungen beendete Pastrana im 
Februar 2002 die Gespräche, da eine Reihe von medienwirksamen 
Guerilla-Angriffen der FARC das Land erschüttert hatte; die demili-
tarisierte Zone wurde von der kolumbianischen Armee besetzt.

Die Antwort der FARC wiederum kam in Form der Geiselnahme 
solch bekannter Persönlichkeiten wie etwa der kolumbianischen 
Senatorin Ingrid Betancourt, Ende Februar 2002. Diese Aktion 
erhöhte den Spieleinsatz. In Städten aller Gegenden des Landes kam 
es zu massiven Demonstrationen, als Kolumbianer aller Schichten 
und Ideologien gegen die Geiselnahmen protestierten.
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Der kolumbianische Präsident Alvaro Uribe gestikuliert während eines 
Treffens mit dem US-amerikanischen Handelssekretär Carlos Gutierrez, im 
März 2008 in Medellín. Uribe befahl die Stürmung eines FARC-Lagers in 
Ecuador, was zu heftigen Protesten lateinamerikanischer Regierungen führte.

REUTERS/Albeiro
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Der Bürgerkrieg in Kolumbien war ein verwirrendes Gewebe von 
sich überschneidenden Allianzen. Guerilla- und „paramilitärische“ 
Gruppen hatten sich jahrelang aus dem Drogenhandel finanziert. 
Die kolumbianischen Drogenkartelle griffen für die Lieferung von 
Kokain sogar auf Mini-Unterseeboote zurück, bei Kosten von 2 
Millionen USD pro Stück. Obwohl viele dieser U-Boote von der US-
amerikanischen oder kolumbianischen Marine abgefangen wurden, 
haben die erfolgreicheren unter ihnen doch Kokain im Wert von 250 
Millionen USD nach Mexiko bringen können.

Ganz rechts außen hat die 26.000 Mitglieder starke parami-litä-
rische Gruppe AUC zwischen 2002 und 2006 ihre Waffen 
niedergelegt, im Austausch für Vorteile wie etwa reduzierte 
Gefängnisstrafen. Doch nach der Demobilisierung haben die para-
militärischen Gruppen nur umso mehr ihre Netzwerke der 
politischen Macht und des Landbesitzes ausgebaut.

Lokale Elemente führen die Reform an
Wie in einigen anderen lateinamerikanischen Ländern bestand 

Dezentralisierung in Kolumbien von Beginn an aus einer starken 
lokalen Ausrichtung. Ein neues Statut über die Lokalbehörden 
wurde 1985 und die Direktwahl der Bürgermeister 1986 ange- 
nommen.

Eine großzügige Finanzierungsregelung durch die Regierung 
heizte den Dezentralisierungsprozess zusätzlich an.

Juan Camillo Restrepo, ehemaliger Finanzminister, meinte 1998, 
dass „gut ein Drittel der Zunahmen der Staatsausgaben zwischen 
1990 und 1998 auf Verpflichtungen im Rahmen territorialer 
Machttransfers zurückgehen, wovon einige in der Verfassung und 
andere in ordentlichen Gesetzen festgeschrieben sind“.

Einige behaupten, dass die Verfassung, die 1991 von einer gewähl-
ten verfassungsgebenden Versammlung entworfen wurde, die 
Dynamik des Dezentralisierungsprozesses maßgeblich in Richtung 
Devolution verändert hat, da nunmehr die Regionen ein paar verfas-
sungsmäßige Kompetenzbereiche für sich allein beanspruchen 
können, obwohl ihre Steuerhoheit auf Alkohol-, Tabak- und 
Lotteriesteuern beschränkt ist.

Die verfassungsgebende Versammlung, die der Verfassung von 
1991 voranging, repräsentierte mehrere Minderheiten – der Linken, 

der indigenen Bewegung und der nicht-katholischen christlichen 
Bevölkerung –, die sich mit den progressiven Teilen der Liberalen 
Partei zusammentaten, um eine wegweisende Öffnung des kolumbi-
anischen politischen Systems durchzusetzen.

Als wesentlichste Neuerung kann die Ausweitung des Dezentra-
lisierungsprozesses auf die Regionen gelten, deren Gouverneure 1991 
zum ersten Mal in einer direkten Wahl bestellt wurden.

Die Verfassung stipuliert auch, dass ein fester (und steigender) 
Anteil der Staatseinkünfte den subnationalen Einheiten zufließt, 
womit garantiert wird, dass politische und finanzielle De- 
zentralisierung Hand in Hand gehen. Dadurch kam es jedoch auch 
immer wieder zu heftigen Kontroversen, da manche Kritiker die 
Haushaltsdefizite der späten 1990er-Jahre auf diese Regelung der 
Einnahmensaufteilung zurückführen.

Vereinfachte Transferleistungen
2001 vereinfachte ein Gesetz die Transferzahlungen und kürzte den 
Prozentsatz der von den nationalen Staatseinkünften direkt an die 
Regionen und Lokalbehörden fließenden Gelder von 46,5 auf 37,2 
Prozent. Die Debatte über die Höhe der Transferzahlung geht weiter, 
wobei die Zentralregierung eine wei-tere Kürzung durchzusetzen 
versucht und die Opposition die mit der Ver-fassung von 1991 

erreichten Ein-Eintragsanteile vertei-
digt. Die Diskussion dreht sich immer 
mehr  dar um,  w ie  eine b ess ere 
Einkommens-verteilung erreicht wer-
den kann, und nicht mehr so sehr um 
ein Rückgängigmachen des Dezentral-  
isierungsprozesses selber.

Der Verlauf der Dezentralisierung 
hatte auch wichtige langfristige 
Konsequenzen. Diese hat das System 
zugänglich gemacht für neue Akteure, 
die vorher ausgeschlossen waren, und 
zu einer pulsierenden politischen 
Szenerie auf regionaler und lokaler 
Ebene geführt. Neue Möglichkeiten der 
Partizipation sowie neue politische 
Karrierechancen außerhalb der 
Hauptstadt Bogotá sind geschaffen 
worden. Seit der Reform häufen sich die 
nationalen Anführer, die ihre politische 
Laufbahn als Bürgermeister oder 
Gouverneur begonnen haben.

Natürlich ist nicht alles nur positiv. 
Mit einer Öffnung des politischen 
Systems für Neueinsteiger ist es auch 
einigen der schädlichsten politischen 
Kräfte (inklusive Drogendealer, parami-
litärische Gruppen und Überreste der 
Guerilla) gelungen, sich als gefestigte 
Machtzentren in den nunmehr freiste-
henden politischen Räumen der 
Dezentralisierung einzunisten.

Und da es in den regionalen und 
lokalen Wahlen nun tatsächlich um etwas geht, haben auch Gewalt 
und Einschüchterungsversuche während des Wahlkampfes zuge-
nommen. Die neu erlangte Unabhängigkeit von der Zentralregierung 
hat nicht immer nur den Interessen der lokalen Bevölkerung gedient, 
sondern ist oft von einer lokalen Elite, lokalen Politikern oder beiden 
ausgenutzt worden. Zusätzlich dazu, und obwohl die Bürgermeister 
und Gouverneure über eine bessere Ausbildung verfügen als ihre 
Vorgänger, gibt es zahlreiche Berichte über Korruption und miss-
bräuchliche Verwendung öffentlicher Gelder. Die gute Neuigkeit ist 
jedoch, dass dank einer direkten Rechenschaftspflicht an den 
Wahlen die  Städte unpopuläre Bürgermeister kurzerhand 
rauswerfen. 

FORTSETZUNG AUF SEITE 32  

www.forumfed.org

Ein Plakat in Medellín verlangt die Freilassung der kolumbianischen Politikerin Ingrid Betancourt, 
die im Februar 2002 von der FARC gekidnappt wurde.
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MAROKKO  
[FORTSETZUNG VON SEITE 18] 

Zentralbehörden „zu weniger Bedenken 
bezüglich rechtlicher Einhaltung formeller 
Regeln auf lokaler Ebene“ führen, so Esslimi, 
und das Einnehmen „einer strategischeren 
Rolle bei Monitoring und Evaluation der 
lokalen Leistungserbringung“ bewirken. 
Zusätzlich dazu seien auch Maßnahmen 
vorgesehen, die die Bürger zu größerer 
Partizipation anregen würden, da diese das 
beste Mittel der Rechenschaftsablegung und 
Aufsichtsfunktion sei.

Saad Guerrouani, das jüngste Mitglied 
des Gemeinderates von Martil, einer Stadt 
im nördlichen Marokko, sagte in einem 
Interview, dass „die neuen Reformen not-
wendigerweise das Vertrauen reflektieren 
sollen, welches die Bürger zum Ausdruck 
gebracht haben als sie uns wählten“.

„Zu strenge Kontrollen“, so Guerrouani 
weiter, „hindern uns daran, Investitionen 
rechtzeitig und effizient zu planen und aus-
zuführen. Uns sind die Hände gebunden … 
sie sollten freigegeben werden, so dass wir 
unseren Gemeinschaften besser dienen 
können.“

Die Befähigung lokaler Behörden zu bes-
serer Erbringung von Dienstleistungen führt 
zu einer wichtigen Frage: Entsprechen die 
finanziellen und personellen Ressourcen 
dieser Herausforderung? Marokkos rasche 
Urbanisierung ist begleitet von einem wach-
senden Bedürfnis nach gezielten Inves- 
titionen in den Bereichen Infrastruktur, 
Hygiene, Wasser und Elektrizität, Transport 
und Stadtentwicklung.

„Die benötigten Investitionen setzen 
nicht nur ein Mehr an eigenem (selbstge-
neriertem) Einkommen voraus, sondern 
auch die Fähigkeit zur Kreditaufnahme und 
Attraktivität bei privaten Investoren“, meint 
Mustafa El Haya, ein Mitglied der Mehrheit 
in Casablancas Stadtrat, am 15. März in 
einem Interview mit Casablancas Zeitung Al 
Masae. „Es braucht auch bessere personelle 
Ressourcen auf der Gemeindeebene“, sagt 
Said Essaadi, ein Mitglied der Opposition im 
Stadtrat, gleichentags in einem Interview mit 
Al Masae.

Ausblicke regionaler Autonomie
Die Ansätze zur Novellierung des Stadt-

Gesetzes sowie die Idee einer Bereitstellung 
finanzieller und personeller Ressourcen an 

die Großstädte und Städte sind vielverspre-
chend. Der nächste Bereich, in dem 
wahrscheinlich eine Rechtsreform stattfin-
den wird, ist jener der regionalen Behörden 

– eine Reform, die mit einer solch umstritte-
nen Gegend wie der West-Sahara beginnen 
könnte.

Wie auch immer ist jeder Versuch, 
Dezentralisierung oder regionale Selbst-ver-
waltung in Marokko durch Abändern der 
Gesetze voranzutreiben, zum Scheitern ver-
u r t e i l t ,  w e n n  n i c h t  g l e i c h z e i t i g 
entsprechende Begleitmaßnahmen umge-
setzt werden. Die restliche Gesetzgebung, 
wie etwa das Gesetz über politische Parteien 
oder das Wahlgesetz, müssten ebenso ange-
p a s s t  w e r d e n  i m  H i n b l i c k  a u f 
demokratischere Abläufe innerhalb der 
Parteien und weniger korrupte Ma- 
chenschaften in Zeiten der Wahlen. Solch 
eine Reform sollte nicht nur das Kaufen von 
Stimmen und Korruption bei Wahlen unter-
binden, sondern auch zu verbesserten 
demokratischen und transparenten 
Strukturen der Parteien beitragen, um ver-
mehrt qualifizierte Kandidaten zum 
Wettrennen um Gemeindesitze zu ermuti-
gen. 

Kolumbien  
[FORTSETZUNG VON SEITE 16]

Alles in allem scheint sich also die Waage 
mehr auf die positive Seite zu neigen.

Größere Rechenschaftspflicht 
gefordert

Bedenken bezüglich angemessener 
Prozeduren für eine fiskalische Rechen-
schaftspflicht der Regionen und Städte 
bestehen nach wie vor. Der ehemalige 
Finanzminister Rudolf Hommes erklärte 
2006 der führenden Landeszeitung El 
Tiempo: „Seit der Verfassungsrevision von 
1991 – die den Lokalbehörden Kompetenzen 

und Verantwortung in den Bereichen 
Erziehung, Gesundheit und Grund-versor-
gung übertrug und gleichzeitig einen die 
adäquate Erbringung dieser Dienst- 
leistungen sicherstellenden Finanzierungs- 
mechanismus vorsah – herrscht ein Gefühl 
vor, dass es an Kontrollmechanismen man-
gelt, die garantieren würden, dass die 
Bürgermeister und Gouverneure ihre verfas-
sungsmäßigen Pflichten auch wahrnehmen.“

Trotz interner Spannungen weist Ko-
lumbien keine territoriale Konzentration 
linguistischer, ethnischer oder religiöser 
Identitäten auf, die ein Auseinanderbrechen 
des Landes herbeiführen könnten. Es gibt 
keine starken Minderheitengruppen, denen 
der gegenwärtige Einheitsstaat widerstrebt, 

oder die für ein föderales System eintreten. 
Aber die seit dem späten 19. Jahrhundert 
existierende zentralistische Struktur hat 
maßgeblich zu den vielen Dekaden des 
Bürgerkrieges beigetragen.

K r i t i k e r  s t i m m e n  ü b e re i n ,  d a s s 
Kolumbien seit den 1980er-Jahren große 
Schritte in die richtige Richtung gemacht hat. 
Falls die letzten 20 Jahre als Straßenkarte für 
die Zukunft gelten sollen, dann sollte Ko-
lumbien den Weg in Richtung einer noch 
mehr dezentralisierten Struktur, in welcher 
den Interessen, Identitäten und Be-dürfnis-
sen der gesamten Bevölkerung Rechnung 
getragen wird, weitergehen. 

Malaysia  
[FORTSETZUNG VON SEITE 28] 

Indisch-malaiische Verbitterung über ihre 
wirtschaftliche und politische Margi-nalisie-
rung hat sich schon an einer massiven 
Demonstration in Kuala Lumpur im letzten 
November manifestiert, organisiert von 
einer Gruppe namens Hindu Rights Action 
Front.

Chinesische Malaien wiederum waren 
unzufr ieden mit  der stagnierenden 
Volkswirtschaft und der Unfähigkeit der 
N a t i o n a l  F r o n t - R e g i e r u n g  u n t e r 
Premierminister Badawi, Malaysias Wett-
bewerbsfähigkeit regional durchzusetzen.

Auch waren sie von den Aktionen des 
Jugendführers der malaiischen Partei in der 
Nationalen Front erzürnt, der bei der 
Parteiversammlung einen zweischneidigen 
malaysischen Dolch zückte und die 

Rückkehr zu positiver Diskriminierung der 
Malaien verlangte.

Man machte sich zudem Sorgen über 
eine drohende Inflation aufgrund hoher 
Benzinpreise, steigende Verbrechensraten, 
angebliche Korruption und Missbräuche bei 
Köpfen der Nationalen Front in den 
L o k a l b e h ö r d e n  u n d  G l i e d s t a a - 
tenregierungen.

Diese städtischen Anliegen mögen er-
klären,  war um die  drei  am b esten 
entwickelten Gliedstaaten Penang, Selangor 
und Perak sowie zehn von elf Sitzen im 
Bundesterritorium Kuala Lumpur an die 
Opposition fielen.

In Penang wurde Lim Guan Eng, der 47 
Jahre alte Generalsekretär der Democratic 
Action Party, zum neuen Chefminister 
ernannt. Dieser unwahrscheinlichste aller 
Chefminister ist nun beauftragt, gute 
Beziehungen her zustel len zu jener  

Zentralregierung um die Nationale Front, 
die ihn ins Gefängnis geworfen hat.

Er kündete an,  dass er  viele der 
„Megaprojekte“ überprüfen werde, welche 
von der vorherigen Gliedstaatenregierung 
der Nationalen Front angenommen worden 
waren. Im Gliedstaat Selangor überprüft sein 
Amtskollege von der People’s Justice Party 
das Wasserprivatisierungsprojekt der Vor-
gängerregierung mit der Begründung, dass 
die Bevölkerung und der Gliedstaat nicht 
von dem unterzeichneten Abkommen profi-
tieren würden.

Damit Malaysia auf dem Wahlresultat 
aufbauen und die Föderation stärken kann, 
wird allgemein erwartet, dass die Bundes-
regierung in Kuala Lumpur die bisherige 
Praxis der Koalition, dauernd in die 
Kompetenzen der Gliedstaaten einzugrei-
fen, aufgibt.  
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